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Antrag 

der Abgeordneten Frau Hönes, Dr. Müller (Brennen), Schmidt (Hamburg-Neustadt) 
und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 


Der Bxmdestag wolle beschließen; 

Es wird ein Untersuchungsausschuß gemäß Artikel 44 GG ein- 
gesetzt, bestehend aus dreizehn Mitgtiedem (fünf CDU/CSU, vier 

SPD, zwei FDP, zwei GRÜNE). 

Dieser Ausschuß soll klären, ob imd in welcher Weise und 

welchem Ausmaß 

— Parteien Spenden in Form von Geldbeträgen oder geldwerte 
Leistungen über steuerlich privilegierte Organisationen (z. B. 
gemeinnützige Vereine, parteinahe Stiftungen, staatsbürger- 
liche Vereinigungen, Berufsverbände) erhalten haben, 

— zur Verdeckung solcher Finanzieiungen Geldbeträge auch in 
deis Ausland transferiert und von dort der jeweils begünstigten 
Partei zm: Verfügimg gestellt worden sind, und wenn ja, 
welche Personen und Institutionen hieran beteiligt waren, 

— Spenden der genannten Art in die veröffentlichten Rechen- 
schaftsberichte der Parteien aufgenommen worden sind und 
in welcher Form. 

Bonn, den 15. August 1985 

Dr. Müller (Bremen) 

Hönes, Skhmldt (Hamburg-Neustadt) und Fraktion 


Begründung 

Eine Vielzahl von Presseberichten der letzten Jahre wie auch der 
jüngsten Vergangenheit (siehe nur z.B. DER SPIEGEL Nr. 33/ 
1985, S. 20 f.) sowie zahlreiche bekanntgewordene staatsanwalt- 
liche Ermittlungsverfahren legen den Verdacht nahe, daß Par- 
teien Spenden auf dem Umweg über steuerlich privilegierte 
Orgaiüsationen zugeflossen sind. 
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Aus der, auch zahlenmäßig angewachsenen Bedeutung dieser 
Vorgänge, ergibt sich für die Öffentlichkeit ein Aufklärungsbe- 
darf und die Notwendigkeit einer Untersuchung dieser Vorgänge. 
Die Fraktion DIE GRÜNEN fordert daher die Einsetzung eines 
Untersuchungsausschusses zur Klärung oben genannter Fragen. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hatte bereits mit ihrem Antrag vom 
27. April 1983 ztu Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 
(des 1. Untersuchungsausschusses) ausdrücklich auf die Notwen- 
digkeit der Untersuchung oben genannter Fragen hingewiesen 
(Drucksache 10/33). 

Die Beantragtmg eines 2. Untersuchungsausschusses ist des- 
wegen notwendig, weil die Erweiterung des Untersuchimgsge- 
genstandes auf Parteienfinanzierung im „Fhck-Untersuchimgs- 
ausschuß* bislang abgelehnt wurde. 
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